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Gesellschafter der BGE ist der 

Bund, der über die Beteili-

gungsführung im Bundesum-

weltministerium auch die Steu-

erung der Gesellschaft inne-

hat. Für die BGE werden 

künftig mehr als 1.600 Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter tä-

tig sein. Die BGE hat ihren 

Sitz in Peine. Weitere Stand-

orte der BGE sind unter ande-

rem Salzgitter, Remlingen und 

Morsleben. 

Für kerntechnische 
Sicherheit ist jetzt das 
BfE zuständig 

Das BfS hat zudem auch seine 

Zuständigkeit für den Bereich 

der „kerntechnischen Sicher-

heit“, für mögliche Szenarien 

eines Unfallablaufs in einer 

kerntechnischen Anlage, etwa 

in einem Atomkraftwerk, ver-

loren. Und zwar an das Bun-

desamt für kerntechnische Ent-

sorgungssicherheit (BfE). Das 

BfE ist die Regulierungs- und 

Aufsichtsbehörde des Bundes 

in der Endlagerung sowie für 

den Umgang und Transport 

von radioaktiven Abfällen. Ge-

mäß Paragraf 21 des Standort-

auswahlgesetzes (StandAG) hat 

sie alle Gebiete „vor Verände-

rungen zu schützen“, die sich 

grundsätzlich zur Errichtung 

eines Endlagers eignen.  

 
Atommüll 
 

Endlagersuche 
auf tönernen 
Füßen 
 
Am 19. Dezember 2017 hat es 

im Endlagerbergwerk Gorleben 

eine „letzte Befahrung“ gege-

ben. Das teilte die Bundes-

gesellschaft für Endlagerung 

(BGE), die seit kurzem mit 

der Endlagersuche betraut ist, 

der Bürgerinitiative Umwelt-

schutz Lüchow-Dannenberg 

eV (BI) mit. Zusammen mit 

Vertretern des Landesamtes 

für Bergbau, Energie und Geo-

logie seien unter Tage noch 

einmal jene Bereiche in Au-

genschein genommen worden, 

die aus der Bergaufsicht ent-

lassen werden. 

In Zukunft bleiben 18 Mitar-

beiter damit beschäftigt, den 

Offenhaltungsbetrieb in Gor-

leben zu gewährleisten. „Das 

heißt im Klartext“, so die BI, 

„das Bergwerk Gorleben bleibt 

ab 2018 stand by und kann 

jederzeit wieder als mögliches 

Atommüllendlager aktiviert 

werden.“ Der geplante Rück-

bau der Mauer rund um das 

Bergwerksgelände könne da-

rüber nicht hinwegtäuschen. 

Sehr kniffelig sei die Datenla-

ge, die dazu taugen soll, Regi-

onen vorab von der Endlager-

suche auszuschließen, räumte 

eine Sprecherin der BGE ein. 

Vor allem die Frage, wie die 

Behörde an Daten von Firmen 

und nicht nur an die der Berg-

ämter herankommen kann, sei 

ungeklärt, weil versäumt wur-

de, dafür eine gesetzliche 

Grundlage zu schaffen. Wört-

lich heißt es dazu in der Mit-

teilung der BGE: 

„Es werden darüber hinaus 

Überlegungen angestellt, wie 

mit den Rechten Dritter an 

den Daten im Verfahren um-

zugehen ist. Die Länder hatten 

dies in den Gesprächen als 

besonderes Problem darge-

stellt. Zur Erklärung: an den 

Daten, z.B. Bohrdaten, beste-

hen die Rechte der Unterneh-

men, die diese Bohrungen 

durchgeführt haben. Die Da-

ten können daher nicht ein-

fach veröffentlich werden. So-

lange es keine gesetzliche 

Grundlage gibt, wie sie in der 

letzten Legislatur mit dem Ge-

owissenschaftsdaten-Gesetz be-

reits avisiert war, muss ein 

Weg gefunden werden, die 

Daten aus Transparenzgrün-

den veröffentlichen zu dürfen 

sowie die daran bestehenden 

Eigentumsrechte in ausrei-

chendem Maße zu schützen. 

Wir betrachten zu diesem 

Zweck im Moment verschie-

dene Modelle und Vereinba-

rungen, um richtig aufgestellt 

zu sein.“ 

Das sei eine freundliche Um-

schreibung für einen Fehlstart, 

konstatiert BI-Sprecher Wolf-

gang Ehmke. Denn ohne die 

Daten von Firmen, die nach 

Bodenschätzen suchen, könne 

die BGE bei der Endlagersu-

che wahrlich keine Aussagen 

treffen, weder positiv noch 

negativ. So stünde die Endla-

gersuche auf „tönernen Bei-

nen“. Die BI beklagt zudem, 

dass sich die neue Behörde in 

Schweigen hüllt, wenn nach 

Ausschlusskriterien gefragt 

werde, die in der Folge auch 

den Salzstock Gorleben be-

rühren. Ehmke: „Wir werden 

immer wieder auf den Ein-

bruchsee in Rudow verweisen. 

Die Gebiete in Norddeutsch-

land, die von Eiszeiten be-

droht sind, scheiden aus unse-

rer Sicht jedenfalls aus.“  

 
Atommüll 
 

Rückexport des 
Jülicher Kern-
brennstoffs 
 
FONSI-Bescheid des US-
Department of Energy 
 
Am 20. Dezember 2017 veröf-

fentlichte das für Nuklearfra-

gen zuständige US-amerikani-

sche Department of Energy 

(DOE) das Abschlussergebnis 

seiner Umweltverträglichkeits-

prüfung hinsichtlich des Rück-

exports von abgebranntem 

Kernbrennstoff aus dem Ver-

suchsreaktor Jülich und dem 

Thorium-Hoch-Temperatur-Re-

aktor (THTR) in Hamm-Uen-

trop zur Weiterbearbeitung 

und Entsorgung in der Anlage 

Savannah River Site. Der 

Graphitbrennstoff enthält 900 

Kilogramm hochangereicher-

tes Uran, das zwischen 1965 

und 1988 im Rahmen des 

,Atoms for Peace’-Programms 

in die Bundesrepublik Deutsch-

land geliefert worden war. 

Die Abkürzung FONSI steht 

für „Finding of No Significant 

Impact“; die Untersuchung der 

Behörde konnte mithin keine 

oder nur minimale Auswir-

kungen für die menschliche 

Gesundheit und die Umwelt 

durch einen möglichen Trans-

port des strahlenden Materials 

erkennen. 

Allerdings sei „die Machbar-

keit [der Rücknahme] von der 

erfolgreichen Entwicklung ei-

ner Technik zur Separierung 

und Weiterbearbeitung des 

abgebrannten Kernbrennstoffs 

aus Deutschland“ abhängig. 

„Eine endgültige Entschei-

dung, ob der abgebrannte 

Kernbrennstoff aus Deutsch-

land zurückgenommen wird“, 

könne erst getroffen werden, 

„wenn sich die Technik als 

geeignet erweist, und alle 

technischen, finanziellen und 

juristischen Fragen zufrieden-

stellend geklärt sind.“ 

Bisher existiert lediglich eine 

Absichtserklärung, der zufol-

ge das Forschungszentrum Jü-

lich bzw. die ihm angeschlos-

sene Jülicher Entsorgungsge-

sellschaft mbH (JEN) sämtli-

che Kosten der Vorbereitungs-

phase – einschließlich Mach-

barkeitsstudien und Umwelt-

verträglichkeitsprüfung –, so-

wie im Falle der positiven 

Entscheidung die Bundesre-

publik Deutschland alle Kos-

ten der Übernahme, der Bear-

beitung und der Endlagerung 

des abgebrannten Kernbrenn-

stoffs trägt. Der Absichtser-

klärung zufolge liegt die Ver-

antwortung für die 455 Casto-

ren, die in einem gecharterten 

Schiff zur Atomwaffenbasis 

Charleston gebracht werden 

sollen, bis zu ihrem Eintreffen 

dort bei Deutschland und für 

den anschließenden Bahn-

transport zur Savannah River 

Site und alle folgenden Ver-

fahrensschritte bis zur Endla-

gerung oder Zwischenlage-

rung „bis geeignete Endlager 

zur Verfügung stehen“ bei den 

USA. 

United States Department of En-

ergy (DOE), EA-1977: Finding of 

No Significant Impact, Ac-

ceptance and Disposition of Spent 

Nuclear Fuel Containing U.S.-

Origin Highly Enriched Uranium 

From the Federal Republic of 

Germany, Washington D.C., De-

cember 20, 2017, 

https://energy.gov/nepa/ea-1977-

acceptance-and-disposition-spent-

nuclear-fuel-containing-us-origin-

highly-enriched  

https://energy.gov/sites/prod/files/

2017/12/f46/DOE-EA-1977-

FONSI_FINAL.pdf   
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